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Mietertag Baden-Württemberg 2026 
 
 

 

 
 
Antrag-Nr.:  A 7 

 

Stichwort: Verdrängung von Mieter*innen durch Umwandlung von Miet- in 

Eigentumswohnungen begrenzen  

 

Adressat:   Landesregierung und Landtag von Baden-Württemberg 

 

Antragsteller:  Mieterverein Karlsruhe e.V. 

 

 

 

 

Die Delegiertenversammlung des Mietertages Baden-Württemberg möge beschließen: 

 

Der Deutsche Mieterbund Baden-Württemberg fordert die Landesregierung auf, eine 1 

Rechtsverordnung gemäß § 250 BauGB zu erlassen, die die Umwandlung von Miet- in 2 

Eigentumswohnungen von einer Einwilligung der örtlichen Baurechtsämter abhängig 3 

macht. 4 

 

 

Begründung  

 

Werden Miet- in Eigentumswohnungen umgewandelt, ergeben sich daraus für die betroffenen 

Mieterinnen und Mieter erhebliche Risiken und Nachteile. Werden vermietete Eigentumswoh-

nungen von einer juristischen Person an Privatpersonen veräußert, verschlechtert sich die 

Rechtsposition der darin lebenden Menschen. Sie sind ab dem Verkauf dem Risiko einer Ei-

genbedarfskündigung ausgesetzt, ohne dafür einen rechtlichen oder finanziellen Ausgleich zu 

erhalten. 

Die Umwandlung von Mietwohnungen ist zudem Bestandteil eines in den Städten des Landes 

angewandten Spekulationsmodells. Auf den Kauf älterer Mietwohnungen, häufig mit Instand-

haltungsrückstand, folgt zunächst die Umwandlung in Eigentumswohnungen. Eine umfas-

sende (Luxus-)Modernisierung verteuert die Wohnungen erheblich. Außerdem werden die Ar-

beiten oft belastend und verzögert durchgeführt. Am Ende jahrelanger Arbeiten steht der Ver-

kauf der Eigentumswohnung und als Folge davon oft die Eigenbedarfskündigung. Wenige 

Jahre nach der Umwandlung leben die meisten Bewohnerinnen und Bewohner nicht mehr in 

ihren angestammten Quartieren. 

Umwandlungsspekulanten sind vor Ort hinreichend bekannt. Daher wäre eine Genehmigungs-

pflicht für eine geplante Umwandlung eine wirksame Möglichkeit für die Kommunen, aktiv ge-

gen die Umwandlungsspekulation und die damit verbundene Mieterverdrängung vorzugehen. 

Im Gegensatz zu Baden-Württemberg nutzen andere Bundesländer das Instrument der Ge-

nehmigungspflicht aktiv. So hat Bayern eine entsprechende Rechtsverordnung im Juli 2023 

erlassen und im Dezember 2025 verlängert. Die bayerische Regelung schützt Mieterinnen und 
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Mieter in insgesamt 50 Städten und Gemeinden. In Baden-Württemberg hat sich das bislang 

CDU geführte Bauministerium von vorherein gegen diese Möglichkeit gesperrt. 

 

 

Empfehlung der Antragskommission: 

 

Annahme 

 

 


